












































SIEHE UUELHAUPE CIE UETAIL DIENE INGUSLIENE NuULZung crolmel Werden soll, NICHT ETSEIZEN. 

2.2 Der Plan gilt dauerhaft — auch ohne den heute erwarteten Investor 

Ein Bebauungsplan ist kein befristetes Werbeversprechen für einen einzelnen Betrieb. Er schafft dauerhaftes 

Baurecht. Scheitert die gegenwärtig diskutierte Ansiedlung, wird das Grundstück veräußert oder ändert sich die 
Produktion, bleibt die breite Zulässigkeit grundsätzlich bestehen. Weder die behaupteten 400 Arbeitsplätze noch 

Tarifbindung, .' Ausbildungsplätze, lokale Beschäftigung, Unternehmenssitz, Laufzeit, Rückbau oder 
Altlastensanierung sind Festsetzungen des Plans. Politische Zusagen und Unternehmenspräsentationen binden einen 
Rechtsnachfolger nicht. 

Gerade deshalb muss die Abwägung vom ungünstigsten realistisch zulässigen Nutzungsspektrum ausgehen oder der 
Plan muss dieses Spektrum wirksam begrenzen. Es ist nicht überzeugend, die positiven Effekte eines konkreten 
Interessenten anzurechnen, aber die negativen Effekte möglicher zulässiger Betriebe als unbekannt in die Zukunft zu 
verschieben. 

3. Störfall-, Brand- und Sicherheitsrisiken sind nicht ausreichend 

planerisch bewältigt 

Die Begründung räumt selbst ein, dass sich Betriebe ansiedeln können, die der Störfall- Verordnung unterliegen; dies 
wird sogar zur Begründung des Ausschlusses von Wohnungen herangezogen. Gleichwohl enthält TF 1 keine 
erkennbare Ausschluss- oder Abstandssystematik für explosionsgefährliche, toxische, stark wassergefährdende oder 
sonstige störfallrelevante Betriebe. Im Umweltbericht wird ausgeführt, dass künftige Betriebe mit Stoffen umgehen 
könnten, deren Gefährlichkeit unter anderem auf Entzündbarkeit, Explosivität oder Toxizität beruht; eine konkrete 
Prognose werde auf spätere Genehmigungen verschoben. 

Das genügt für eine 138,6 Hektar große Angebotsplanung nicht. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. j BauGB und Anlage 1 zum 
BauGB verlangen, die Anfälligkeit zulässiger Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen und deren erhebliche 
nachteilige Auswirkungen zu untersuchen. Der Trennungsgrundsatz des $ 50 BImSchG ist nach den Hinweisen der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz vorrangig auf Planungsebene zu berücksichtigen. Eine bloße 
Verlagerung auf die Einzelgenehmigung lässt offen, welche Nutzung an welchem Teil des Gebiets mit welchen 
angemessenen Sicherheitsabständen überhaupt verträglich wäre. 

3.1 Bei einer Rüstungsproduktion kommen besondere Szenarien hinzu 

* Brände, Explosionen oder Stofffreisetzungen bei Herstellung, Beschichtung. Reinigung, Lagerung und 

innerbetrieblichem Transport; 

* Rückhaltung und Entsorgung kontaminierten Löschwassers — das Regenwasserkonzept behandelt Niederschlag, 

nicht den Havarie- oder Brandfall; 

* Gefahrgut- und gegebenenfalls Munitionstransporte sowie deren Routen, Häufigkeit und zeitliche Verteilung; 

+ 24-Stunden-Betrieb, Sicherheitsbeleuchtung, Einfriedungen, Zutrittskontrollen und Auswirkungen eines 

besonderen Objektschutzes auf Landschaft, Tiere und öffentliche Wege: 

* Sabotage-, Drohnen- und unbefugte Zutrittsszenarien sowie die Leistungsfähigkeit von Feuerwehr, 

Rettungsdienst, Polizei, Katastrophenschutz und Krankenhaus; 

* Evakuierungs- und Zufahrtsmöglichkeiten bei gleichzeitigem Ausfall oder Rückstau an einem der wenigen 

Anschlusspunkte. 

Ich behaupte nicht, dass jedes dieser Szenarien eintreten muss. Ich rüge, dass die Planung gerade nicht erkennen lässt, 
welche davon wegen der weit gefassten Zulässigkeit ausgeschlossen werden können. Eine Grundlöschwassermenge 
ersetzt weder einen stoff- und prozessbezogenen Brandschutz noch ein Konzept zur Löschwasserrückhaltung. Vor 
dem Satzungsbeschluss ist deshalb eine nachvollziehbare Störfall- und Katastrophenschutzkonzeption einschließlich 
Abstandsermittlung, Szenarien, Zuständigkeiten, Kapazitäten und Kosten erforderlich. 

4. Flächenverbrauch, Arbeitsplätze und öffentliche Mittel stehen in 

keinem belastbaren Verhältnis 

Kennzahl Einordnung 

138,6 ha Plangebiet davon 115,6 ha Industriegebiet; ein außergewöhnlich großer, dauerhaft 
gebundener Standort 

bis zu 94,6 ha Versiegelung davon bis zu 92,5 ha Neuversiegelung offener Böden laut Umweltbericht 

„bis zu 400“ Arbeitsplätze Presseangabe, keine Mindestzahl und keine rechtliche Sicherung im 
Bebauungsplan 

ca. 2,9 Arbeitsplätze je ha rechnerisch bei 400 Stellen bezogen auf das gesamte Plangebiet 

ca. 3.465 m? Fläche je Arbeitsplatz rechnerisch bei 400 Stellen; davon ca. 2.365 m? versiegelbare Fläche je 

Arbeitsplatz 

rund 44 Mio. Euro Förderung laut Pressebericht: rechnerisch bis zu 110.000 Euro öffentliche Mittel je 
angekündigtem Arbeitsplatz, noch ohne weitere Folgekosten 

Diese Zahlen sind keine abschließende Kosten-Nutzen-Bewertung, zeigen aber die Größenordnung. Die 
Formulierung „bis zu 400“ bezeichnet eine Obergrenze der Ankündigung, keine garantierte Untergrenze. Der Plan 
selbst fordert überhaupt keine Mindestarbeitsplatzdichte, sondern setzt lediglich eine Obergrenze von 15 

Beschäftigten je Hektar Grundstücksfläche. Hochautomatisierte Produktion oder spätere Nutzungen mit deutlich 
weniger Personal wären daher planungsrechtlich möglich. 

Umgekehrt ergibt sich aus 115,6 Hektar Industriegebietsfläche und der Obergrenze von 15 Beschäftigten je Hektar 

rechnerisch ein Potenzial von rund 1.734 Beschäftigten. Die Verkehrsuntersuchung rechnet jedoch mit 92,42 Hektar 
und 1.386 Beschäftigten. Damit liegt ihre Beschäftigtenbasis etwa 20 Prozent unter dem rechnerischen 
Planmaximum: das Planmaximum liegt etwa 25 Prozent über dem Gutachtenansatz. Die Stadt muss diesen 
Widerspruch auflösen. Gilt die Pressezahl von 400, ist der Flächen- und Mitteleinsatz je Arbeitsplatz extrem hoch. 

Soll das Gebiet dagegen stärker ausgelastet werden, reicht die Verkehrsbasis nicht. 

Hinzu kommt: Die Beschlussvorlage weist „finanzielle Auswirkungen: keine” aus. Gleichzeitig stehen Verlegung 

einer 16-bar-Gashochdruckleitung, Straßen- und Knotenpunktausbau, Strom- und Wasserversorgung, Abwasser,



Brand- und Katastrophenschutz, archäologische Untersuchungen, Ausgleichsflächen und langjährige Pflege im 
Raum. Eine Nullangabe ist ohne vollständige Lebenszyklus-Kosten- und Finanzierungsübersicht nicht 
nachvollziehbar. Auch Landes- oder Bundesmittel bleiben öffentliche Mittel: sie werden nicht kostenfrei, nur weil sie 
nicht unmittelbar aus dem städtischen Haushalt stammen. 

5. Bedarf, Alternativen und schrittweise Entwicklung sind nicht 

überzeugend geprüft 

Die Begründung nennt für die Region bis 2040 einen Netto-Gewerbeflächenbedarf von ungefähr 300 Hektar und ein 
Defizit von etwa 115 Hektar. Die hier vorgesehenen 115,6 Hektar Industriegebiet entsprechen damit nahezu dem 

gesamten genannten Defizit und rund 39 Prozent des gesamten prognostizierten Bedarfs. Eine einzige 
Standortentscheidung bindet folglich einen erheblichen Teil des regionalen Entwicklungsspielraums. Das verlangt 
eine besonders belastbare regionale Bedarfs-, Standort- und Opportunitätskostenprüfung. 

Die Aussage der Begründung, wegen des Planungsziels „Industriegebiet“ bestünden keine Nutzungsalternativen, ist 
ein Zirkelschluss: Wenn das Ziel bereits so eng formuliert wird, dass nur diese Lösung passt, verschwindet jede 
Alternative begrifflich. $ la Abs. 2 BauGB verlangt jedoch einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, die 
Begrenzung von Versiegelung auf das notwendige Maß und eine Begründung. warum landwirtschaftliche Flächen 
umgewandelt werden müssen. Zu untersuchen sind daher jedenfalls: 

* eine deutlich kleinere erste Entwicklungsstufe mit verbindlicher Bedarfsprüfung vor jeder Erweiterung: 

* bereits versiegelte oder vorbelastete Brach- und Konversionsflächen, einschließlich interkommunaler Lösungen: 

* eine Aufteilung auf vorhandene Gewerbestandorte statt eines einzigen 138.6-Hektar-Komplexes: 

+ zivile, arbeitsplatzintensivere und weniger störfallträchtige Branchen mit höherer lokaler Wertschöpfung: 

* eine Rückkehrklausel: keine weitere Flächenfreigabe ohne verbindlichen Investor, Finanzierung und 

Mindestarbeitsplatzzahl: 

* die Nullvariante als reale Alternative — nicht nur als formaler Vergleich, sondern einschließlich des Werts 

erhaltener Böden, Landwirtschaft, Wasserfunktionen und künftiger Entwicklungsmöglichkeiten. 

Ein sofortiges Planrecht für die Gesamtfläche erzeugt zudem einen politischen Pfadzwang: Sind Straßen. Leitungen 
und Ausgleich bereits finanziert, wächst der Druck, später auch weniger geeignete Nachfolger oder weitergehende 
Nutzungen zu akzeptieren, um die Vorleistung zu rechtfertigen. Dieses Risiko ist Teil der heutigen Entscheidung. 

6. Fruchtbarste Böden sind kein „geringwertiger Acker“ 

Der Umweltbericht stellt für die Auenböden durchgängig Bodenwertzahlen von mindestens 80 und eine sehr günstige 
landwirtschaftliche Anbaueignung fest. Dass etwa 95 Prozent der Fläche intensiv ackerbaulich genutzt werden und 
die Biotoptypenbewertung botanisch vergleichsweise niedrig ausfällt, macht den Boden nicht funktionsarm. 
Biotopwert, Bodenfruchtbarkeit, Wasserspeicherung. Kühlleistung. Kohlenstoffbindung und Ernährungsvorsorge sind 
unterschiedliche Schutzfunktionen. 

Bis zu 92.5 Hektar Neuversiegelung beseitigen die natürlichen Bodenfunktionen dauerhaft. Abgetragener und 

andernorts aufgebrachter Oberboden stellt den gewachsenen Standort, seine Bodenstruktur und seine Wasserfunktion 
nicht wieder her. Der Grünordnungsplan benennt verbleibende erhebliche Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen. 

Ein positiver Biotopwertsaldo kann dieses funktionsbezogene Defizit nicht automatisch ausgleichen. 

6.1 Auffälligkeit in der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 

In der Flächenbilanz des Planzustands wird eine Summe von 1.316.180 m? ausgewiesen. Addiert man die dort 

aufgeführten, nicht lediglich überlagernden Flächen, ergibt sich jedoch praktisch wieder die Plangebietsgröße von 
rund 1.385.500 m°. Die Differenz der gedruckten Summe beträgt rund 69.324 m? und entspricht nahezu exakt der 
Tabellenzeile „Strauch-Baumhecke“ mit 69.325 m°. Die zugehörigen Biotopwertpunkte scheinen dagegen in der 

Punktesumme enthalten zu sein. 

Das kann ein Rechen- oder Ubertragungsfehler sein; gerade deshalb muss die Bilanz korrigiert und nachvollziehbar 
neu geprüft werden. Zusätzlich ist offenzulegen, welche Flächen mehrfach funktional angesetzt werden — etwa 

Dachbegrünung, interne Pflanzflächen sowie Maßnahmen, die zugleich Feldhamster-. Feldlerchen- oder allgemeiner 

Biotopausgleich sein sollen. Dieselbe Maßnahme darf nicht ohne Nachweis mehrfach als vollständige Kompensation 
verschiedener, bereits anderweitig gebundener Pflichten verbucht werden. 

7. Wasser, Starkregen, WRRL und FFH: zentrale Aussagen 

widersprechen sich 

Besonders erheblicher Widerspruch 

TF 12 verlangt. ein 100-jährliches Starkregenereignis auf den Baugrundstücken ohne Abfluss aus dem Baugebiet 

aufzufangen. Das Regenwassermanagementkonzept dimensioniert seine Varianten jedoch nur für ein S-jährliches 
Ereignis. Der WRRL-Fachbeitrag erklärt ein Extremereignis ausdrücklich für nicht bewertbar. Trotzdem behaupten 
Umweltbericht und FF! rstudie, das Konzept habe eine vollständige Versickerung für ein 30-jährliches Ereignis 

nachgewiesen und erst ab mindestens 100 Jahren sei eine Einleitung in die Vorflut nötig. Der zentrale Wasser- und 
FFH-Schluss stützt sich damit auf einen Nachweis, den die zitierte Unterlage so nicht enthält. 

7.1 Zu geringe und räumlich unvollständige Erkundung 

Die Baugrunduntersuchung stützt sich auf acht Rammkernsondierungen, die nach dem Regenwasserkonzept im 

damaligen Industriegebiet 1 lagen: das spätere, große GI 2 war bei Beauftragung noch nicht Bestandteil. Es wurden 
lediglich zwei Versickerungsversuche durchgeführt. Das Baugrundgutachten beschreibt den ehemaligen Ackerboden 

mit Durchlässigkeiten von etwa 10% bis 10° m/s als schlecht bis nicht geeignet und Sedimente teilweise bis 10° m/s 
als nicht geeignet. Wegen des hohen mittleren höchsten Grundwasserstands sei Versickerung schwer bis nicht 
ansetzbar: oberflächennahe Versickerung komme nur für kleine Flächen in Betracht. Empfohlen wird sogar die 
Einleitung in das öffentliche Kanalsystem. 

Die angetroffenen Grundwasserstände lagen teils nur rund 1,4 bis 2,4 Meter unter Gelände. Höchstmögliche 
Wasserstände und Wassermengen seien laut Gutachten ohne langjährige Pegelmessungen und Pumpversuche nicht 

bekannt. Demgegenüber beruht das Regenwasserkonzept auf einer ersten Abschätzung, Bodenaustausch unter 
Mulden und Annahmen zur Durchlässigkeit. Lage, Zahl und endgültige Größe der Anlagen sind nicht festgelegt; die 

Entwässerung der öffentlichen Straßen ist nicht vollständig Gegenstand des Konzepts. 



ist diese Datenbasis nicht ausreichend. Erforderlich sind flächendeckende und jahreszeitlich belastbare 
hydrogeologische Untersuchungen über alle Teilgebiet, Messstellen im Plangebiet, Pump- und 
Versickerungsversuche, eine gekoppelte Grund-/Oberflächenwasserbetrachtung sowie hydraulische Nachweise für 
das 100-jährliche Ereignis einschließlich Klimazuschlag. 

7.2 WRRL-Fachbeitrag arbeitet mit veralteten Flächenannahmen 

Der WRRL-Fachbeitrag nennt an einer entscheidenden Stelle nur rund 61 Hektar befestigte Fläche, während der 
aktuelle Umweltbericht bis zu 94.6 Hektar Versiegelung zulässt — rund 33,6 Hektar beziehungsweise etwa 55 Prozent 

mehr. In einer Chloridberechnung wird zudem eine Geltungsbereichsfläche von 994.000 m? verwendet statt der 
aktuellen rund 1.385.500 m?. Auch die Darstellung. die acht Sondierungen seien über das Plangebiet verteilt, passt 
nicht zum Regenwasserkonzept. 

Der Fachbeitrag räumt ein, dass Art und Menge industriellen Abwassers sowie die konkrete industrielle Nutzung 

unbekannt sind. Gleichwohl werden betriebsbedingte Wirkungen weitgehend pauschal bewertet. Die betroffenen 
Oberflächenwasserkörper sind chemisch bereits in keinem guten Zustand; für die Gonna werden unter anderem 
PFOS, bromierte Diphenylether und Quecksilber als relevante Belastungen genannt. Gerade bei einem bereits 

belasteten Gewässersystem ist „Verdünnung“ im Hochwasserfall kein Vorsorgekonzept. 

7.3 FFH-Verträglichkeit darf nicht auf Verdünnungsannahmen beruhen 

Die FFH-Vorstudie erkennt Luft- und Wasserpfade bis in die Helmeniederung, einschließlich Einträgen bei 

Starkregen oder Havarien. Sie hält mögliche Schadstofffrachten beim außergewöhnlichen Starkregen für stark 
verdünnt. Das ersetzt weder die Ermittlung der Stoffe und Frachten noch ihre Vermeidung. Auch Stickstoff- und 
sonstige Luftemissionen können ohne Kenntnis der Nutzung nicht belastbar beurteilt werden. Vor einer positiven 
FFH-Prognose müssen die widersprüchlichen Wasserannahmen korrigiert und die tatsächlich zulässigen Betriebsarten 

zugrunde gelegt werden. 

8. Artenschutz: Maßnahmen müssen vor dem Eingriff wirksam und 

zusätzlich sein 

Der Artenschutzfachbeitrag dokumentiert einen Verlust von ungefähr 130 Hektar Feldhamsterlebensraum. Er 
beschreibt das Vorkommen als Teil eines der bedeutenden verbliebenen Bestände Sachsen-Anhalts. Außerdem stehen 

unter anderem 54 Feldlerchenreviere im Raum, von denen etwa 40 verloren gehen sollen, sowie Vorkommen von 
Schafstelze, Grauammer und Neuntöter. Das sind keine Randaspekte einer ansonsten leeren Ackerfläche. 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen müssen funktional wirksam sein, bevor Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
zerstört werden. Dafür reichen Flächenbenennung und spätere Umsiedlungsabsicht nicht. Erforderlich sind rechtlich 
gesicherte Flächen, klare Bewirtschaftung, Ausgangs- und Zielwerte, mehrjährige Erfolgskontrolle, unabhängiges 
Monitoring. Ersatzmaßnahmen bei Misserfolg und eine Finanzierung, die auch eine Insolvenz oder einen 

Betreiberwechsel übersteht. 

Besonders zu prüfen ist die Zusätzlichkeit. Teilweise wird auf Maßnahmenflächen beziehungsweise Bestände aus 
dem früheren MIFA-/IPM-Zusammenhang zurückgegriffen. Es muss ausgeschlossen werden, dass bereits für andere 
Eingriffe geschuldete FCS- oder CEF-Leistungen ermeut angerechnet werden. Feldhamster- und 
Feldlerchenmaßnahmen können sich räumlich ergänzen, erfüllen aber nicht automatisch dieselben fachlichen und 
rechtlichen Anforderungen. Auch die Verdrängungswirkung bis zu 40 Meter hoher Hallen, Gehölzriegel und 
Beleuchtung auf Offenlandarten ist über die reine Baugrenze hinaus zu erfassen. 

9. Verkehr und Lärm sind auf einer nicht gesicherten Basis berechnet 

Die Verkehrsuntersuchung stützt den Bestand im Wesentlichen auf eine eintägige Zählung am Dienstag, 23. April 
2024. Interne Erschließung, weitere Knoten im Zuge von L 151 und L 221 sowie Qualitätsstufen für Fuß- und 
Radverkehr werden nicht vollständig untersucht. Schichtmodelle und Branchenmix des künftigen Betriebs sind 
unbekannt. Verwendet wird eine ältere Tagesganglinie; das Gutachten weist selbst darauf hin, dass eine neuere 
Ganglinie in der maßgeblichen Spitzenstunde etwa 50 Prozent höhere Belastungen ergeben könnte. 

Auf der bereits zu niedrigen Beschäftigtenbasis berechnet das Gutachten bis zu 6.175 Kfz-Fahrten pro Tag, darunter 

492 Lkw-Fahrten. Eine verbindliche Begrenzung des Liefer- oder Schwerverkehrs enthält TF 1 jedoch nicht: begrenzt 
wird lediglich die durchschnittliche Arbeitsplatzdichte. Die behauptete „verkehrsreduzierte“ Planung ist deshalb nicht 
rechtlich gesichert. Ein automatisiertes Lager oder eine materialintensive Produktion kann wenige Beschäftigte, aber 
sehr viel Güterverkehr erzeugen. 

Die Schallprognose übernimmt diese Verkehrsbasis und arbeitet für das Industriegebiet mit Emissionskontingenten. 
Konkrete impuls-, ton- oder tieffrequente Geräusche, Prüfstände, Schichtwechsel, nächtliche Verladung oder 
sicherheitsbedingter Betrieb können ohne Nutzungskonzept nicht abgebildet werden. Die Untersuchung weist selbst 

darauf hin, dass direkte Ortsdurchfahrten und erforderliche Straßenausbauten gesondert zu untersuchen sein können. 
Diese Fragen müssen vor der Standortentscheidung auf einer maximal zulässigen und aktuellen Verkehrsbasis geprüft 
werden — einschließlich Martinsrieth, Sangerhausen, Rad- und Fußverkehr, Schulwegen und kumulativer Belastung, 

10. Klima, Luft, Landschaft und Erholung 

Das klimaökologische Gutachten beschreibt, dass die heutige Kaltluftproduktion auf den überbauten Flächen entfällt 
und Kaltluftstrémungen stark eingeschränkt oder umgelenkt werden. Zugleich wird auf eine detaillierte Darstellung 
des Planzustands mit der Begründung verzichtet, es handele sich um eine Angebotsplanung. Gerade diese Offenheit 

verlangt jedoch Szenarien für die maximal zulässige Bebauung. 

Für die Region werden im Gutachten bis zum Ende des Jahrhunderts unter anderem eine sommerliche Erwärmung 
um etwa 5,2 °C sowie deutlich mehr Sommer- und heiße Tage beschrieben. Hohe Versiegelung, große Hallen und 
Verkehrsflächen verstärken die lokale Wärmebelastung — auch für die später dort Beschäftigten. Empfohlene 

Hallenausrichtungen, helle Oberflächen oder weitergehende Verschattung helfen nur, wenn sie verbindlich festgesetzt 
werden. Junge Ausgleichspflanzungen werden unter zunehmender Trockenheit selbst ausfallgefährdet; Pflege, 
Bewässerung, Ausfallersatz und dauerhafte Finanzierung müssen gesichert sein. 

Vorherrschende West- und Südwestwinde können Emissionen in Richtung Stadt tragen. Bei stabilen Kaltluftlagen ist 
die Durchmischung begrenzt. Ohne Kenntnis von Stoffen, Quellhöhen und Betriebszeiten ist die Luftprognose 

unvollständig. Bis zu 40 Meter hohe und über 50 Meter lange Baukörper werden das Landschaftsbild weit über das 
Gebiet hinaus prägen. Ein neu gepflanzter Gehölzsaum kann solche Baukörper weder kurzfristig noch vollständig 



Lärm, Beleuchtung, Zerschneidung und industrielle Dominanz an Qualität. 

11. Erschließung, Notfallvorsorge und Archäologie sind keine 

Nebenthemen 

Die Unterlagen zeigen, dass wesentliche Voraussetzungen noch offen sind: Eine Gashochdruckleitung mit 200 mm 

Durchmesser und 16 bar soll verlegt werden. Für Wasser wird ein bekannter Lieferumfang genannt, der unter einer 

angenommenen Bedarfsschätzung liegt. Die Stromversorgung kann einen neuen 110-kV-Anschluss und ein 

Umspannwerk erfordern. Die konkrete Schmutzwassermenge und -beschaffenheit hängt von der unbekannten 
Nutzung ab. Auch die Brandwasserversorgung ist noch nicht stoff- und objektspezifisch gelöst. 

Diese Punkte betreffen Machbarkeit, Zeit, Kosten und Sicherheit. Sie dürfen nicht mit dem Hinweis auf eine spätere 
Erschließungsplanung aus der heutigen Abwägung verschwinden. Erforderlich ist eine belastbare, veröffentlichte 
ErschlieBungs- und Folgekostenvereinbarung. Sie muss auch Betrieb, Erneuerung, Winterdienst. 
Löschwasserrückhaltung, Einsatzmittel, Ausgleichspflege und Rückbau umfassen und klar ausweisen. welche Risiken 
bei Stadt, Land, Steuerzahlern oder Betreiber liegen. 

Hinzu kommt ein außergewöhnlich bedeutendes archäologisches Potenzial mit Fundstellen aus mehreren Epochen 

vom Neolithikum bis ins Mittelalter. Vor Erdarbeiten sind Untersuchungen und gegebenenfalls umfangreiche 

Ausgrabungen notwendig. Umfang, Dauer und Kosten sind noch nicht abschließend bekannt. Das ist nicht nur 
Kulturgutschutz. sondern ein Termin- und Finanzierungsrisiko, das mit der Angabe „finanzielle Auswirkungen: 
keine“ unvereinbar erscheint. 

12. Besondere strukturelle Risiken einer Rüstungsansiedlung 

Neben den allgemeinen Planungsmängeln sprechen aus meiner Sicht weitere Gründe gegen die beabsichtigte 
Rüstungsansiedlung: 

* Die Region würde sich von staatlichen Rüstungsbudgets, sicherheitspolitischen Lagen und exportrechtlichen 

Entscheidungen abhängig machen. Das ist keine verlässlich diversifizierte Strukturpolitik. 

* Sicherheitsrelevante Produktion kann besondere Qualifikations-, Zuverlässigkeits- oder 

Geheimschutzanforderungen mit sich bringen. Deshalb ist keineswegs selbstverständlich, dass die angekündigten 
Stellen überwiegend dauerhaft mit Menschen aus der Region besetzt werden. 

+ Ein hochautomatisierter Betrieb kann große Fläche, Energie und Infrastruktur beanspruchen, ohne eine 

entsprechend hohe Beschäftigungswirkung zu erzeugen. 

* Objektschutz, Geheimschutz und Zutrittsbeschränkungen können Transparenz. öffentliche Kontrolle und 

Zugänglichkeit des Umfelds dauerhaft reduzieren. 

* Bei Stilllegung oder Betreiberinsolvenz können belastete Böden, Spezialgebäude und teure Rückbaupflichten 

zurückbleiben. Ohne finanzielle Sicherheit trägt am Ende die Allgemeinheit das Ausfallrisiko. 

* Die Festlegung auf Rüstung prägt das Image Sangerhausens und des Südharzes gegenüber Tourismus, 

Fachkräften und zivilen Investoren. Auch diese verdrängten Chancen sind reale Opportunitätskosten. 

Wer dennoch eine solche Ansiedlung politisch verfolgt, muss mindestens verbindliche und öffentlich 
nachvollziehbare Gegenleistungen sichern: eine Mindestzahl zusätzlicher, dauerhafter Vollzeitstellen, Tarifbindung; 
Ausbildungsquote: lokale Qualifizierungsprogramme; keine Anrechnung bloßer Verlagerungen: Rückzahlung von 
Fördermitteln bei Nichterfüllung; Wiederkaufsrechte; Bau- und Betriebsfristen, Rückbau- und Altlastensicherheit: 
vollständige Kostenübernahme für Infrastruktur, Einsatzvorsorge und Ausgleich. Der Bebauungsplan leistet dies 
nicht. 

13. Konkreter Nachbesserungs- und Prüfauftrag 

Sollte die Stadt das Verfahren trotz dieser Einwendungen fortführen, beantrage ich vor einem Satzungs- 

beziehungsweise Feststellungsbeschluss mindestens folgende Schritte: 

. Offenlegung des vorgesehenen Investors und aller planungsrelevanten Betriebsdaten, soweit keine konkret 
begründeten Geschäftsgeheimnisse entgegenstehen: ersatzweise eine dokumentierte Worst-Case-Prüfung aller 
nach TF 1 realistisch zulässigen Nutzungen. 

2. Überarbeitung von TF 1 mit klaren Ausschlüssen beziehungsweise einer räumlichen Gliederung für 
störfallrelevante, explosionsgefährliche, besonders wassergefährdende und sonstige bislang nicht geprüfte 
Betriebsarten. 

. Planerische Störfall- und Abstandsuntersuchung nach § 50 BImSchG einschließlich Schutzobjekten, 

Dominoeffekten, Havarie, Gefahrgutverkehr, Evakuierung, Feuerwehr- und Rettungskapazitäten sowie 
Rückhaltung kontaminierten Löschwassers. 

4. Hydrogeologische Vollerkundung aller Teilgebiete mit Messstellen, jahreszeitlicher Beobachtung, Pump- und 

zusätzlichen Versickerungsversuchen sowie einer Grund-/Oberflächenwassermodellierung. 

. Neuer hydraulischer Nachweis für öffentliche und private Flächen für mindestens das 100-jährliche Ereignis 
zuzüglich nachvollziehbarem Klimazuschlag; Widersprüche zwischen TF 12, Regenwasserkonzept. WRRL- 

Fachbeitrag, Umweltbericht und FFH-Vorstudie sind aufzulösen. 

6. Aktualisierung von WRRL- und FFH-Prüfung auf die tatsächlich zulässigen 94,6 Hektar Versiegelung und 138,6 
Hektar Geltungsbereich: industrielle Stoffe, Abwasser, Havarien und kumulative Belastungen sind 
einzubeziehen. 

7. Neue Verkehrsuntersuchung auf Grundlage der maximal zulässigen 115.6 Hektar Industriefläche 
beziehungsweise rund 1.734 Beschäfligten, aktueller Tagesganglinien. realistischer Schicht- und 
Schwerverkehrsszenarien sowie aller betroffenen Ortslagen und Knoten: Fuß- und Radverkehr sind gleichwertig 

zu prüfen. 

8. Anlagen- und verkehrsbezogene Schallprüfung mit realistischen Nacht-, Verlade-. Impuls-, Ton- und 

Tieffrequenzszenarien: notwendige Straßenausbauten und Ortsdurchfahrten sind einzubeziehen. 

w 

. Korrektur und unabhängige Plausibilisierung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz; Bodenfunktionen sind getrennt 
vom Biotopwert zu bilanzieren, Doppelanrechnungen auszuschließen. 

10. Rechtliche Sicherung aller CEF-/FCS-Maßnahmen vor Eingriffsbeginn mit Nachweis der Zusätzlichkeit, 

messbaren Erfolgswerten, mehrjährigem Monitoring, Rückfallmaßnahmen und insolvenzfester Finanzierung. 

11. Echte Alternativenprüfung einschließlich verkleinerter und gestufter Varianten, Brach- und Konversionsflächen. 

N 











nicht beendet. Faktisch ist der Kartenteil für eine sachgerechte Beurteilung nicht zugänglich 
und damit nicht nutzbar.

Sollten etwaige Änderungen im Regionalen Entwicklungsplan Harz gegenüber dem 
Genehmigungsstand 21.04.2009 bei der Abwägung relevant sein, wäre zuvor dessen aktuelle 
Fassung im Internet in einem zugänglichen Format einzustellen. In dem Falle wäre auch die 
förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit bezüglich der Entwürfe des FNP sowie des B-Plans 
zu wiederholen.  

Dem jetzigen Kenntnisstand zufolge verstoßen sowohl der Entwurf zur 7. Änderung des FNP 
als auch der Entwurf des B-Plans gegen die im Internet zugängliche Fassung des Regionalen 
Entwicklungsplans Harz. Damit wären beide Planungen ungültig.

Aspekt Landwirtschaft  

Gemäß Textteil des von der Planungsgemeinschaft Harz im Internet veröffentlichten 
Regionalen Entwicklungsplans Harz mit Genehmigungsstand 21.04.2009 besitzt "die 
Landwirtschaft als Wirtschaftsfaktor, Nahrungsproduzent und Erhalter der Kulturlandschaft 
die prioritäre Raumfunktion und -nutzung". Weiter heißt es: "Um diesen für die Region 
wichtigen Wirtschaftszweig zu erhalten und zu fördern, wird Teilräumen ein 
Prioritätsanspruch für die landwirtschaftliche Nutzung zugewiesen, die vor 
entgegenstehenden Nutzungen zu sichern sind". Als Vorranggebiet für die Landwirtschaft ist 
unter anderem die Goldene Aue ausgewiesen, wozu auch das von den aktuellen Planungen 
betroffene Gebiet zählt. 

Mit dem Entzug von ca. 130 ha Ackerfläche sind erhebliche Auswirkungen auf den 
Wirtschaftszweig Landwirtschaft in der Region zu erwarten. In den Planungsunterlagen 
fehlen diesbezüglich konkrete Angaben. 

Da der Entwurf des B-Plans sich nicht auf ein konkretes Vorhaben bezieht, liegen keine 
besonderen Zweckbestimmungen vor, die gemäß Punkt 5.7. (G3) des Regionalen 
Entwicklungsplans Harz eine außerlandwirtschaftliche Nutzung rechtfertigen würden. Für 
eine angemessene Beurteilung wäre der Entwurf des B-Plans diesbezüglich zu ergänzen und 
zu konkretisieren.

Aspekt Ernährungssicherheit

Angesichts der zu erwartenden Zunahme der Weltbevölkerung sowie der schon jetzt 
stattfindenden Einschränkungen im Welthandel wird die hiesige Ernährungssicherheit 
zukünftig eine deutlich höhere Relevanz haben, als es bereits jetzt der Fall ist. Der 
Flächenentzug muss daher auch unter diesem Aspekt bewertet werden. 

In den Planungsunterlagen fehlen konkrete Angaben darüber, wie der Entzug von 
hochwertigen Flächen für die Produktion von Nahrungsmitteln für die menschliche 
Ernährung kompensiert werden soll, ohne dabei die anderen im Paragraph 1 Baugesetzbuch 
definierten Anforderungen (Umweltschutz etc.) zu verletzen. Im Sinne der angemessenen 
Beurteilbarkeit sind diesbezüglich aussagekräftige, inhaltlich nachvollziehbare Ausführungen 
in den Entwurf des Bebauungsplanes zu übernehmen.

Zusammenfassend







2.   Die Bekanntmachung zum o.g. Verfahren in den beiden mir vorliegenden Versionen 

unterscheiden sich in der jeweiligen Unterschriftensektion. Folgend die Abbildungen der 

Unterschriftsektionen.  

a) Download unter https://sangerhausen.de/images/1-

Verwaltung_Politik/Bekanntmachungen/Oeffentliche_Auslegung/2.%20entwurf%20fnp/FNP%202.%20E.%20Off

.%20Ausl.%20Bekanntmachung.pdf

b) Veröffentlichung im Amtsblatt Veröffentlichung im Amtsblatt "Sangerhäuser Nachrichten“, 

Nummer 7/2026 vom 28. Juli 2026, Seite 4 

Dies ist mindestens ein Veröffentlichungsfehler. 

Es steht zu vermuten, daß die Originalausfertigung ebenso eine von beiden Versionen 

abweichende Unterschriftensektion enthält und weiterhin eine weitere explizite 

Bekanntmachungsanordnung nicht existiert. 

Dies wäre dann mindestens ein weiterer Veröffentlichungsfehler. 

3.   Die Bekanntmachung zum o.g. Verfahren in den beiden mir vorliegenden Versionen weisen 

beide einen Hinweis auf Anträge nach § 47 VwGO aus. Ich darf zitieren: 

Anträge nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung sind unzulässig, soweit mit ihnen 

Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung 

nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

Das Landesverwaltungsamt schreibt der Stadt Sangerhausen in seiner Vorabstellungnahme zur 

Veröffentlichung in einer Mail vom 8.8.2025 glasklar, den obenstehenden Hinweis mangels 

Rechtsgrundlage zu unterlassen.  



Diesen Hinweis veröffentlicht die Stadt Sangerhausen sogar im hier behandelten 

Offenlageverfahren unter  

https://sangerhausen.de/images/1-

Verwaltung_Politik/Bekanntmachungen/Oeffentliche_Auslegung/2.%20entwurf%20fnp/05

_ToeB_07_Stellungnahme_E_20250811.pdf

als „bauleitplanerische Hinweise des LVwA zum Entwurf“, um dann nichtsdestotrotz diesen 

überholten, falschen Hinweis dann einfach zu wiederholen. 

Diese Falschbelehrung ist ein weiterer Veröffentlichungsfehler.   

4.   Die Bekanntmachung zum o.g. Verfahren in den beiden mir gemäß Punkt 1 vorliegenden 

Versionen beinhaltet keine Adresse für eine Einwendung. Zwar wird die Behörde angegeben, 

bei der eine Einsichtnahme erfolgen kann, jedoch keine explizite Adresse, an die 

Einwendungen gerichtet werden sollen. Insbesondere fehlt eine E-Mailadresse. 

Dies ist mindestens ein Veröffentlichungsfehler. 

An dieser Stelle der Hinweis, daß die Nichtangabe der elektronischen Einwendungsmöglichkeit 

bereits andere Bauleitplanungen gerichtlich in die Wiederholungsschleife geschickt hat. Hier 

handelt es sich zwar lediglich um eine Behinderung, die möglichen Rechtsfolgen scheinen 

jedoch schwer abschätzbar.   

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich möchte hier nicht auf das Konfliktpotential im Zusammenhang mit dieser FNP-Planung 

eingehen - hat die Demo letzte Woche in Sangerhausen und das entsprechende Presse-Echo darauf 

der Hinweise genug geliefert.  

Möglicherweise landet die Sache sogar vor Gericht. Die Ansiedlung der im Kontext zum parallelen 

BPlan-Verfahren favorisierten Firma (siehe Presse [MZ etc.]: Elbit Systems Deutschland) scheint 

für unser Land wichtig, ja essentiell zu sein. Umso schlimmer wäre ein Scheitern der 

Bauleitplanung vor Gericht wegen vermeidbarer und simpler „Veröffentlichungsfehler“.  

Dahingehend rege ich die Wiederholung der Auslegung der o.g. Planung unter Vermeidung der 

vorgetragenen potentiellen Fehler hiermit an. 

Ich erbitte Bestätigung des Eingangs meiner Mail. 


































































